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Drucksache 18/5468 unverändert anzunehmen. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf selbst und nicht über die Beschlussempfehlung. 
Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das sind CDU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die FDP. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die AfD und der frakti-
onslose Abgeordnete. Gibt es Enthaltungen? – Das 
ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 18/5468, wie gerade festgestellt, ange-
nommen und verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

13 Gesetz zur Änderung des Spielbankgesetzes 
NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/4341 

Beschlussempfehlung 
des Hauptausschusses 
Drucksache 18/7236 

zweite Lesung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/7413 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden (siehe Anlage 7). 

Wir kommen somit zu den Abstimmungen. Wir stim-
men erstens ab über den Änderungsantrag der Frak-
tion der FDP Drucksache 18/7413. Wer stimmt dem 
Änderungsantrag zu? – Das ist die FDP. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
AfD und der fraktionslose Abgeordnete. Wer enthält 
sich? – Das ist die SPD. Damit ist der Änderungs-
antrag Drucksache 18/7413, wie gerade festge-
stellt, abgelehnt. 

Ich rufe zweitens zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf Drucksache 18/4341 auf. Der Hauptaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/7236, den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/4341 unverändert anzu-
nehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf Drucksache 18/4341 selbst und 
nicht über die Beschlussempfehlung. Wer stimmt 
dem Gesetzentwurf zu? – Das sind CDU, Bündnis 
90/Die Grünen, AfD und der fraktionslose Abgeord-
nete. Wer stimmt dagegen? – Das sind SPD und 
FDP. Enthaltungen gibt es demnach nicht. Damit ist 
der Gesetzentwurf Drucksache 18/4341, wie gerade 
festgestellt, angenommen und verabschiedet.  

Wir kommen zu: 

14 Staatsvertrag über die Änderung des Staatsver-
trags zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen 
und dem Land Niedersachsen über die Vereini-

gung der LBS Westdeutsche Landesbauspar-
kasse, Anstalt des öffentlichen Rechts, und der 
LBS Norddeutsche Landesbausparkasse Ber-
lin-Hannover, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
zur LBS Landesbausparkasse NordWest, An-
stalt des öffentlichen Rechts, und über die LBS 
Landesbausparkasse NordWest 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung zu 
einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 18/6412 

Beschlussempfehlung 
des Hauptausschusses 
Drucksache 18/7237 

zweite Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden (siehe Anlage 8). 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Hauptausschuss 
empfiehlt in Drucksache 18/7237, dem Antrag der 
Landesregierung auf Zustimmung zu diesem Staats-
vertrag zu entsprechen. Somit kommen wir zur Ab-
stimmung über den Antrag der Landesregierung auf 
Zustimmung zu diesem Staatsvertrag Drucksache 
18/6412 selbst und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das sind CDU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, AfD und der fraktions-
lose Abgeordnete. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Das ist die FDP. Damit ist 
die Zustimmung gemäß Art. 66 Satz 2 der Landes-
verfassung erteilt. 

Wir kommen zu: 

15 Gesetz zu der Zusatzvereinbarung zu dem Ver-
trag zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen 
und dem Landesverband der Jüdischen Ge-
meinden von Nordrhein – Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts –, dem Landesverband der 
Jüdischen Gemeinden von Westfalen-Lippe – 
Körperschaft des öffentlichen Rechts –, der Sy-
nagogen-Gemeinde Köln – Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts – und dem Landesverband 
progressiver jüdischer Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen e. V. vom 1. Dezember 1992 
(GV. NRW. S. 314), zuletzt geändert durch 
Sechsten Änderungsvertrag vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 574) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7169 – Neudruck 

erste und zweite Lesung 
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Anlage 7 

Zu TOP 13 – „Gesetz zur Änderung des Spiel-
bankgesetzes“ – zu Protokoll gegebene Re-
den  

Herbert Reul, Minister des Innern:  

Das Spielbankgesetz NRW ist noch nicht alt – 
es stammt aus dem Jahr 2020 – und hat sich 
im Wesentlichen auch bewährt. Das sagt jetzt 
nicht der Reul, sondern das wurde auch durch 
die Sachverständigenanhörung bestätigt. 
Diese Anhörung wurde auf Veranlassung des 
Hauptausschusses durchgeführt. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung be-
schränkt sich daher auf einige wenige Punkte. 
Im Wesentlichen sind das Ergänzungen und 
Klarstellungen, die von der Praxis an die Lan-
desregierung herangetragen wurden. 

Erstens: Es wird klargestellt, was unter dem 
Begriff „Klassisches Spiel“ verstanden wird, 
nämlich die Glücksspiele „Roulette“, „Black 
Jack“, „Trente et quarante“ und „Poker“. 

Zweitens: Es wird geregelt, dass diese Spiele 
als Glücksspiel nur in Spielbanken angeboten 
werden dürfen. 

Drittens: Die Bestimmung über die Öffnungs-
zeiten am 24. Dezember wird an die alte Re-
gelung in der mittlerweile aufgehobenen 
Glücksspielverordnung des Landes Nord-
rhein-Westfalen angepasst. 

Heißt konkret: Die Spielbanken können am 
23. Dezember bis zum nächsten Morgen um 
4 Uhr geöffnet werden. 

Danach heißt es am 24. Dezember – an Hei-
ligabend: „Nichts geht mehr“, um im Casino-
Deutsch zu sprechen – also, da bleiben die 
Spielbanken geschlossen. 

Die neue Regelung berücksichtigt, dass der 
24. Dezember kein Feiertag im Sinne des Fei-
ertagsgesetzes ist – eine Öffnung bis 16 Uhr 
ginge also. Aus Sicht der Spielbanken ist die 
Öffnung am 24. Dezember bis 4 Uhr morgens 
aber ausreichend. 

Die vierte Änderung betrifft die Regelung über 
die Konzessionsinhaber. Das Spielbankge-
setz NRW stellt an die Konzessionsinhaber 
aus guten Gründen hohe Anforderungen hin-
sichtlich Zuverlässigkeit und Bonität. 

Wenn Spielbanken von juristischen Personen 
betrieben werden – wie es bei uns in Nord-
rhein-Westfalen der Fall ist – müssen diese 
hohen Anforderungen auch von den Gesell-
schaftern, den Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung und deren Angehörigen erfüllt werden. 

Dadurch wird verhindert, dass Strohleute aus 
dem näheren Verwandtenkreis vorgeschickt 
werden können. 

Außerdem galt bisher, dass Änderungen der 
Zuverlässigkeit und Bonität bei den Gesell-
schaftern und Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung während der Konzessionslaufzeit gemel-
det werden mussten.  

Diese Regelung wird künftig auf die nahen An-
gehörigen ausgeweitet. 

Daniel Hagemeier (CDU):  

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein weite-
rer Schritt in der Entwicklung einer kohärenten 
und verantwortungsvollen Regulierung des 
Glücksspielsektors in unserem Bundesland; 
das hat auch die Anhörung im Hauptaus-
schuss gezeigt.  

Die wesentlichen Änderungen die durch die 
Landesregierung im Gesetzentwurf einge-
bracht worden sind, sind klarstellender Natur 
und erleichtern gleichermaßen die Arbeit in 
der Praxis.  

Ein wesentlicher Bestandteil dieses Entwurfs 
ist beispielsweise die Anpassung der Öff-
nungszeiten am 24. Dezember. Diese Anpas-
sung ist nicht nur eine Frage der Tradition und 
des gesellschaftlichen Werteverständnisses, 
sondern auch ein logischer Schritt zur Ge-
währleistung einer konsistenten Geschäfts-
führung in unseren Spielbanken.  

Die Wiederherstellung der ursprünglichen Öff-
nungszeiten am Heiligen Abend dient der 
Vollendung des vorherigen Geschäftstages 
und stellt eine folgerichtige Anpassung dar, 
die im Einklang mit den Bedürfnissen der 
Branche und der Gesellschaft steht. 

Es ist wichtig zu betonen, dass Spielbanken 
zu den am stärksten regulierten Einrichtungen 
im Glücksspielsektor gehören. Sie unterliegen 
sehr strengen Kontrollen und Vorschriften, die 
ein verantwortungsvolles Spielen sicherstel-
len.  

Trotz dieser hohen Standards mussten Spiel-
banken bisher am 24. Dezember schließen, 
während andere Glücksspielangebote wie 
Spielhallen, die weniger strengen Regulierun-
gen unterliegen, geöffnet bleiben.  

Diese Inkonsistenz in der Regulierung hat 
nicht nur zu Wettbewerbsnachteilen für die 
Spielbanken geführt, sondern auch die Inten-
tion einer umfassenden und verantwortungs-
vollen Glücksspielregulierung untergraben. 

Gleichzeitig gewährleisten wir, dass die hohe 
Regulierungs- und Kontrollqualität, die in 
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unseren Spielbanken herrscht, weiterhin zum 
Tragen kommt und das Glücksspiel in geord-
neten Bahnen bleibt. 

Neben diesen praktischen Überlegungen re-
flektiert der Gesetzentwurf auch die Notwen-
digkeit, klare Definitionen und Begrifflichkeiten 
zu etablieren. Die präzise Bestimmung von 
„Klassischem Spiel“ und die Erweiterung des 
Begriffs „Spielgeräte“ tragen dazu bei, dass 
unser Glücksspielgesetz nicht nur den aktuel-
len, sondern auch zukünftigen Entwicklungen 
gerecht wird. Ebenso wichtig ist die Erweite-
rung der Regelungen bezüglich der Konzessi-
onsinhaber.  

Das Gesetz stellt berechtigterweise hohe An-
forderungen an die Zuverlässigkeit und Boni-
tät von Konzessionsinhabern. Diese strengen 
Vorschriften werden nun ausgedehnt auf die 
Gesellschafter, die Mitglieder des Geschäfts-
führungsorgans und deren Angehörige.  

Dies trägt entscheidend dazu bei, die Integri-
tät und Transparenz im Betrieb unserer Spiel-
banken zu gewährleisten und mögliche Um-
gehungen dieser strengen Vorschriften durch 
den Einsatz von Strohleuten zu verhindern. 

Wir werden daher den vorliegenden Gesetz-
entwurf zustimmen. Er ist ein Ausdruck unse-
res Bestrebens, für ein ausgewogenes, faires 
und zukunftsfähiges Glücksspielwesen in 
Nordrhein-Westfalen zu sorgen. Durch diese 
Änderungen stärken wir nicht nur die Integrität 
der Spielbanken, sondern tragen auch zum 
Schutz der Verbraucher und zur Wahrung un-
serer gesellschaftlichen Werte bei. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD):  

Bei der Verfassung des Gesetzesentwurf zur 
Änderung des Spielbankengesetzes wurde 
bedauerlicherweise davon abgesehen, maß-
gebliche Veränderungen vorzunehmen, um 
den Spielerschutz endlich zu stärken. Hierfür 
hätte es vom Absehen – vor allem – von zwei 
aktiven Aufweichungen gesetzlicher Be-
schränkungen des Glücksspiels, sowie eini-
ger klarstellender Ergänzungen bedurft. 

Dieses Vorgehen sehen wir aus suchtpräven-
tiver Perspektive mit Sorge.  

Wir sehen vor allem die Aufweichungen der 
zuvor restriktiver gestalteten Regelungen der 
§§ 2 und 9 Spielbankengesetz a.F. als proble-
matisch. 

§ 2 Abs. 3 n.F. enthält eine Ergänzung der De-
finition des klassischen Spiels mit der Formu-
lierung eines Regelspiels. Dadurch wird sug-
geriert, dass eine Aufweichung der Vorgaben 
erfolge, wo die in der Vorschrift aufgelisteten 

Glücksspiele angeboten werden dürfen. Einer 
Einschränkung bedarf es an dieser Stelle gar 
nicht. 

Zudem ermöglicht der Gesetzesentwurf der 
Landesregierung eine weitergehende Öff-
nungszeit als bisher. So können Spielbanken 
nach § 9 Abs. 8 S. 1 des Entwurfs am 24. De-
zember von 04:00 Uhr bis 24:00 Uhr geöffnet 
haben, also auch am Heiligen Abend, über die 
üblichen Ladenöffnungszeiten hinaus.  

Diese Aufweichung ist aus suchtpräventiver 
Sicht und aus Gesichtspunkten des Spieler-
schutzes strikt abzulehnen. An Tagen wie 
dem 24.12., insbesondere am Heiligen 
Abend, sollen Familien zusammenkommen 
und entschleunigt den Traditionen der Feier-
tage nachgehen. Die teilweise Ladenöffnung 
am 24.12. dient ausschließlich der Versor-
gung über die Festtage. Spielsüchtige können 
über die Extension der Öffnungszeiten von 
Spielbanken dem sogenannten Chasing ver-
fallen und ihren Verlusten hinterherjagen, um 
ihren Familien ein angemessenes Weih-
nachtsfest zu ermöglichen. Es gibt zudem kei-
nen, über ökonomische Aspekte hinausge-
henden Grund, die Öffnungszeiten auszuwei-
ten. Das darf bei einem so sensiblen und 
suchtanfälligen Bereich kein ausschlaggeben-
des Argument sein. Hiermit setzt die Landes-
regierung bereits Süchtige oder Suchtgefähr-
dete einem ungerechtfertigt hohen Risiko aus. 
Das lehnen wir entschieden ab. 

In den Regelungen zur Abschaffung des Re-
sidenzverbots, der Privatisierung von Spiel-
banken, der Erhöhung der Anzahl maximal 
zulässiger Spielbanken in NRW von vier auf 
sechs, der Ermöglichung von Online-Casino-
spielen und der umfangreichen Werbung, wie 
beispielsweise anlässlich der Eröffnung der 
Spielbank Monheim bedürfte es nach unserer 
Auffassung weiterer Regulierung und Be-
schränkung von Glücksspielen. Auch an die-
sen Stellen wird deutlich, dass suchtpräven-
tive und gesundheitliche Aspekte sukzessive 
und verstärkt hinter die wirtschaftlichen Inte-
ressen der Glücksspielunternehmen treten.  

Das ist ein gefährlicher Trend. Dies haben wir 
bereits mehrfach im Hauptausschuss, zuletzt 
bei der Auswertung der schriftlichen Sachver-
ständigenanhörung sehr deutlich gemacht.  

Wir möchten die Landesregierung auch an 
dieser Stelle noch einmal an den Glücksspiel-
staatsvertrag erinnern und ausdrücklich auf-
fordern, sich an den diesen zu halten. Dieser 
sieht in seiner Präambel unter anderem vor, 
stets den Spielerschutz in den Vordergrund zu 
stellen, diesen zu achten und zu schützen.  
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Nach unserer Überzeugung ist das mit dem 
vorliegenden Gesetzesentwurf nicht gesche-
hen – ganz im Gegenteil. Daher sehen wir uns 
gezwungen, diesen abzulehnen. 

Verena Schäffer (GRÜNE):  

Mit dem vorliegenden Gesetz wird der Begriff 
„klassisches Spiel“ rechtlich definiert. Damit 
wird klargestellt, welche Spiele unter diesem 
Begriff zu fassen sind. Das Gesetz stellt auch 
klar, dass eben diese Spiele nur von Spielban-
ken angeboten werden dürfen. Damit schafft 
das Gesetz Rechtsklarheit.  

Zudem verstärkt das Gesetz die Kontrolle der 
Inhaberinnen und Inhaber von Konzessionen. 
Nun müssen auch bei Änderungen von Ge-
schäftsführungsorganen und Gesellschaftern 
die Namen der Angehörigen angezeigt wer-
den, sodass eine Kontrolle der Zuverlässigkeit 
nicht nur beim Erwerb einer Konzession, son-
dern auch bei personellen Veränderungen in 
gleicher Weise erfolgt.  

Damit schafft das Gesetz Rechtsklarheit und 
eine bessere Kontrolle im Bereich der Spiel-
banken.  

Daher stimmen wir Grüne dem Gesetzentwurf 
zu. 

Dirk Wedel (FDP):  

Der Gesetzentwurf zur Änderung des Spiel-
bankgesetzes kann nur teilweise überzeugen.  

Soweit nach § 4 Absatz 3 Satz 5 zukünftig bei 
Änderungen der Mitglieder des Geschäftsfüh-
rungsorgans beziehungsweise der Gesell-
schafter während der Konzessionslaufzeit 
nun – wie gemäß § 16 Absatz 4 bereits im 
Rahmen des Konzessionsverfahrens vorge-
schrieben – die Namen der Angehörigen im 
Sinne des § 15 der Abgabenordnung offenzu-
legen sind, ist die Neuregelung zu begrüßen. 
Zutreffend ist, dass an die Überprüfung der 
Zuverlässigkeit neuer Mitglieder des Ge-
schäftsführungsorgans beziehungsweise 
neuer Gesellschafter keine geringeren Anfor-
derungen zu stellen sind als an die der Bewer-
berinnen und Bewerber im Konzessionsver-
fahren. 

Nicht gelungen ist dagegen § 2 Absatz 3 Satz 2. 
Bereits die Definition des Klassischen Spiels 
ist aus sich heraus nur bedingt verständlich. 
So hat der Sachverständige Professor Dünch-
heim darauf hingewiesen, dass § 2 Absatz 3 
Satz 3 als eine Beschränkung auf Bankhalter-
spiele gelesen werden könnte. Bei der in 
Spielbanken angebotenen Pokervariante 
„Cash Game“ handelt es sich dagegen nicht 

um ein Bankhalterspiel. Bei dieser Variante 
spielen Personen gegeneinander und nicht 
gegen die Bank. Hier hat die für das entspre-
chende Glücksspiel ausgebildete Person zwar 
nicht die Aufgabe, getätigte Einsätze oder Ge-
winne den Spielern zuzuordnen, ist aber ne-
ben ihrer Anleitungs- und Überwachungsfunk-
tion über die Ausgabe der Karten „am Tisch in 
den Spielablauf eingebunden“. 

Soweit § 2 Absatz 3 Satz 2 darüber hinaus 
noch bestimmt, dass Klassisches Spiel „in der 
Regel nur in Spielbanken angeboten werden 
darf“, erscheint es bereits rechtssystematisch 
fragwürdig, eine solche Regelung innerhalb 
einer Legaldefinition vorzunehmen. Zudem 
führt die Regelung zu einer vermeidbaren 
Rechtsunklarheit. Die Gesetzesbegründung, 
nach der die Formulierung klarstellt, „dass das 
klassische Spiel nur in Spielbanken angebo-
ten werden darf“, divergiert mit dem Geset-
zestext. 

Soweit das Ministerium des Inneren unter Be-
zugnahme auf den Pokererlass darauf ver-
weist, ohne die Formulierung „in der Regel“ 
dürfe Poker niemals außerhalb einer Spiel-
bank gespielt werden, lässt dies außer Acht, 
dass Voraussetzung der Anwendung des Po-
kererlasses gerade ist, dass kein Glücksspiel 
im Sinne des § 3 Absatz 1 Glücksspielstaats-
vertrag vorliegt, während das Spielbankge-
setz, wie aus § 1 ersichtlich, dem Glücksspiel-
recht zuzuordnen ist. Da die bisherige Rechts-
lage auch ohne eine entsprechende Rege-
lung ausgekommen ist, ohne dass es deshalb 
zu rechtlichen Verwerfungen gekommen 
wäre, erscheint es vorzugswürdig auf diese 
Regelung zu verzichten. 

Unser Änderungsantrag sieht deshalb eine 
Streichung des betreffenden Satzteils vor. Zu-
dem sollen nach unserem Änderungsantrag 
am 24. Dezember Spielbanken bis 16 Uhr öff-
nen können. Der Gesetzentwurf, der wie die 
frühere Rechtslage nach der Glücksspielver-
ordnung NRW nur eine Öffnung bis 4 Uhr er-
möglicht, ist gegenüber dem Status Quo zwar 
eine Verbesserung, geht aber nicht weit ge-
nug. Bei dem 24. Dezember handelt es nicht 
um einen Feiertag. Gemäß § 7 Absatz 2 Fei-
ertagsgesetz NW gelten am Vorabend des 
Weihnachtsfeiertags erst ab 16 Uhr be-
stimmte Verbote. Da es sich bei Einschrän-
kungen von Öffnungszeiten um einen Grund-
rechtseingriff handelt, erscheint ein Gleichlauf 
mit der in § 7 Absatz 2 Feiertagsgesetz NW 
festgesetzten Uhrzeit sachgerecht. 

Die entsprechenden Regelungen der anderen 
Bundesländer sind nicht einheitlich. Bayern, 
Brandenburg und Rheinland-Pfalz gehen mit 
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14 Uhr, 13 Uhr und 11 Uhr deutlich über 4 Uhr 
hinaus, Schleswig-Holstein erlaubt sogar die 
Öffnung bis 24 Uhr. Gründe, die es erforder-
lich machen würden, am 24. Dezember zwi-
schen 4 Uhr und 16 Uhr eine Öffnung von 
Spielbanken zu verbieten, sind auch in Nord-
rhein-Westfalen nicht ersichtlich. Soweit Sie 
unserem Änderungsantrag nicht folgen kön-
nen, lehnen wir den Gesetzentwurf ab. 

Sven Werner Tritschler (AfD):  

Ohne Zweifel ist die Spielsucht eine ernstzu-
nehmende Gefahr. Menschen verspielen 
Haus und Hof, Familien leiden oder zerbre-
chen. Existenzen werden vernichtet. 

Fast überall auf der Welt unterliegt das Glück-
spiel daher strenger staatlicher Regulierung oder 
ist vollends verboten. Deutschland – bzw. die 
Bundesländer – sehen traditionell von einem 
Totalverbot ab, unterwerfen aber die Spiel-
banken und andere Spielstätten einem stren-
gen Reglement. 

Viele Maßnahmen, z. B. Altersgrenzen, Zu-
verlässigkeitserfordernisse für die Betreiber 
solcher Einrichtungen, Spielersperren und 
dergleichen können geeignete Maßnahmen 
sein, um die Gefahren der Spielsucht für die 
Allgemeinheit zumindest einzudämmen. 

Die in § 9 Abs. 8 des Spielbankgesetzes ge-
regelten Pflichtschließungen an stillen Feier-
tagen wie Allerheiligen, Karfreitag oder dem 
Volkstrauertag sowie (teilweise) an den Weih-
nachtstagen sind hingegen nach unserer Auf-
fassung nicht geeignet, die Spielsucht einzu-
dämmen. 

Die Vorstellung, dass man den Ernährer einer 
Familie davon abbringen kann, das Geld für 
Weihnachtsgeschenke zu verspielen, indem 
man Spielbanken über die Weihnachtsfeier-
tage schließt, erscheint naiv und abwegig. 

Vielmehr ist diese Regelung nach unserem 
Dafürhalten dazu da, den Respekt vor der 
christlichen Tradition unseres Landes zu be-
wahren. Und das ist durchaus unterstützens-
wert. Allerdings gehört zu der Überlieferung 
auch, dass das Weihnachtsfest am Abend 
des 24. Dezembers, dem Heiligabend be-
ginnt, und nicht am frühen Morgen.  

Dementsprechend dürfen auch Verkaufsstel-
len, die dem Ladenöffnungsgesetz unterlie-
gen, am Heiligabend bis 14 Uhr geöffnet sein.  

Vor diesem Hintergrund ist es folgerichtig, 
wenn hier wieder zum alten Zustand zurück-
gekehrt wird und die Öffnung in der Nacht vom 
23. auf den 24. Dezember bis vier Uhr mor-
gens erlaubt wird. 

Der von der SPD nachgeschobene Ableh-
nungsgrund des Arbeitnehmerschutzes kann 
hier ebenfalls nicht überzeugen, da nicht er-
sichtlich ist, warum hier ein Sonderrecht für 
die Beschäftigten bei Spielbanken gelten soll. 
Wie bereits ausgeführt, müssen die Beschäf-
tigten im Einzelhandel am Heiligabend sogar 
bis 14 Uhr arbeiten, in der Gastronomie gelten 
noch weitreichendere Regelungen.  

Die übrigen Neuregelungen im Gesetzentwurf 
sind eher redaktioneller Natur und bedürfen 
daher keiner näheren Erörterung. 

Die AfD-Fraktion stimmt dem Gesetzentwurf 
daher zu. 
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